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Zur Erstattung zu Unrecht übernommener Heilbehandlungskosten nach § 50 Abs. 2 SGB X 
seitens einer unversicherten Unternehmerin. 
 

§ 50 Abs. 2 SGB X 
 
Urteil des Bayerischen LSG vom 28.09.2010 – L 3 U 431/08 –  
Bestätigung des Urteils des SG München vom 24.09.2008 – S 23 U 368/05 – 
 

Streitig war die Erstattung von Krankenhauskosten, die der beklagte UV-Träger für eine statio-
näre Behandlung der Klägerin, einer selbständigen Unternehmerin, übernommen hatte. Die Be-
klagte hatte die Krankenhausrechnung zeitgleich mit der Prüfung der Versicherteneigenschaft 
der Klägerin bezahlt. Ein Versicherungsschutz wurde nicht festgestellt. Gegen den Erstattungs-
bescheid hatte die Klägerin eingewandt, Mitglied der AOK gewesen zu sein. Die Beklagte hatte 
daraufhin von der AOK Erstattung verlangt. Es stellte sich aber heraus, dass die Klägerin auch 
nicht krankenversichert war. 
 
Das LSG hat den Erstattungsbescheid für rechtmäßig erachtet. Die Beklagte habe die ohne 
Verwaltungsakt zu Unrecht erbrachten Leistungen gemäß § 50 Abs. 2 SGB X zurückfordern 
können. Die Klägerin könne sich weder auf Vertrauensschutz (§ 50 Abs. 2 S. 2 SGB X i.V.m. 
§ 45 Abs. 2 S. 3 Nr. 3 SGB X) noch auf die Einrede der Verjährung (§ 50 Abs. 4 SGB X) beru-
fen. Auch sei der Anspruch nicht verwirkt, da die Beklagte ausdrücklich die Rückforderung von 
Leistungen für den Fall angekündigt habe, dass die übernommenen Leistungen nicht von der 
Krankenkasse erstattet würden. Schließlich sei auch die anzuwendende Jahresfrist des § 45 
Abs. 4 S. 2 SGB X gewahrt und das der Beklagten zustehende Ermessen pflichtgemäß ausge-
übt worden (§ 50 Abs. 2 SGB X i.V.m. § 45 Abs. 1 SGB X). 

 
Das Bayerische Landessozialgericht hat mit Urteil vom 28.09.2010 – L 3 U 431/08 –  
wie folgt entschieden: 
 

Tatbestand 
 
1  
Die Beklagte begehrt von der Klägerin die Erstattung von Kosten in Höhe von insgesamt 
2.258,09 €, die anlässlich der stationären Behandlung der Klägerin nach dem Unfall vom 
11.09.2000 entstanden sind.  
2  
Die 1968 geborene Klägerin ist als selbständige Unternehmerin tätig. Sie ist am 
11.09.2000 auf der Fahrt von I. nach M. mit dem Pkw verunglückt und hat sich unter ande-
rem einen Bruch der Halswirbelsäule zugezogen. Die Klägerin ist deswegen im Klinikum I. 
der Technischen Universität M. aufgenommen worden, welches der Beklagten Anfang No-
vember 2000 für die stationäre Behandlung 4.242,00 DM und für Hilfsmittel 174,45 DM in 
Rechnung gestellt hat.  
3  
Die Beklagte hat die Forderung des Klinikums I. der Technischen Universität M. am 
09.11.2000 beglichen und hat zeitlich überschneidend hierzu die Versicherteneigenschaft 
der Klägerin geprüft: Das Arbeitsverhältnis im Betrieb ihres Ehemannes (Hausmeister-
Service C. A.) ist nicht sozialversicherungspflichtig. Auch eine freiwillige Versicherung bei 
der Beklagten hat nicht bestanden und besteht nicht.  



UVR 013/2011 - 834 - 
vom 27.07.2011  
- Rechtsprechung - DOK 143.27 

 

 
4  
Mit bestandskräftigem Bescheid vom 13.12.2000 hat die Beklagte festgestellt, dass man-
gels Unfallversicherungsschutz in der gesetzlichen Unfallversicherung keine Leistungsan-
sprüche bestünden. Die Rückforderung von Leistungen ist für den Fall ausdrücklich ange-
kündigt worden, dass die übernommen Kosten nicht von der Krankenkasse erstattet wür-
den.  
5  
Die Klägerin hat mit Nachricht vom 11.06.2001 gegenüber der Beklagten geltend gemacht, 
sie sei zum Zeitpunkt des Unfalles Mitglied der AOK I. gewesen. Bei dem Unfall vom 
11.09.2000 habe es sich nicht um einen Arbeitsunfall gehandelt.  
6  
Die Beklagte hat sich wegen der Erstattung der bereits im November 2000 verauslagten 
Kosten an die AOK Bayern gewandt. In Hinblick auf das am Sozialgericht München an-
hängige Verfahren zur Klärung des versicherungsrechtlichen Status der Klägerin hat die 
Beklagte ihr Erstattungsbegehren zurückgestellt, nachdem die AOK Bayern auf die Einre-
de der Verjährung verzichtet hat. Mit rechtskräftigem Urteil vom 20.10.2004 - S 19 KR 
164/01 hat das Sozialgericht München festgestellt, dass die Klägerin bei ihrem Ehemann 
(wie bereits erwähnt) nicht abhängig beschäftigt gewesen ist.  
7  
Mit dem streitgegenständlichen Bescheid vom 30.12.2004 hat die Beklagte daraufhin von 
der Klägerin die übernommenen Kosten in Höhe von insgesamt 2.258,09 € zurückgefor-
dert.  
8  
Die Klägerin hat mit Widerspruch vom 16.02.2005 erwidert, dass der Anspruch bereits ver-
jährt sei.  
9  
Die Beklagte hat mit Widerspruchsbescheid vom 12.05.2005 ausgeführt, die Rückforde-
rung sei bereits mit Bescheid vom 13.12.2005 angekündigt worden. Die Klägerin könne 
sich nicht auf Vertrauensschutz berufen. Erst nach Klärung des versicherungsrechtlichen 
Status (Urteil des Sozialgerichts München vom 20.10.2004) habe man innerhalb der Fris-
ten von §§ 50, 45 und 48 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch - Sozialverwaltungsver-
fahren und Sozialdatenschutz (SGB X) den verauslagten Betrag in Höhe von 2.258,09 € 
fristgerecht zurückgefordert.  
10  
Das Sozialgericht München hat die Klage gegen den Bescheid vom 30.12.2004 in Gestalt 
des Widerspruchsbescheides vom 12.05.2005 mit Urteil vom 24.09.2008 abgewiesen. 
Nach § 50 Abs. 2 SGB X seien Leistungen, soweit sie ohne Verwaltungsakt zu Unrecht 
erbracht worden seien, zu erstatten. In Berücksichtigung des rechtskräftigen Urteils des 
Sozialgerichts München vom 20.10.2004 sei die Rückforderung mit Bescheid vom 
30.12.2004 rechtzeitig innerhalb der Jahresfrist des § 45 Abs. 4 Satz 2 SGB X erfolgt. Eine 
Verjährung sei nach § 50 Abs. 4 SGB X und der dort normierten 4-Jahres-Frist ebenfalls 
nicht eingetreten. Denn maßgeblich sei der Bescheid vom 30.12.2004 in Gestalt des Wi-
derspruchsbescheides vom 12.05.2005. Diese Entscheidungen seien jedoch aufgrund des 
anhängigen Klageverfahrens noch nicht unanfechtbar gewesen, sodass die Verjährungs-
frist noch nicht in Gang gesetzt worden sei. Die Forderung der Beklagten sei auch noch 
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nicht "verwirkt", da die Klägerin mit Bescheid vom 13.12.2000 auf die Notwendigkeit der 
Rückforderung aufmerksam gemacht worden sei, sofern keine Erstattung von Seiten der 
AOK Bayern erfolge.  
11  
Die Klägerin hat mit Berufungsbegründung vom 20.04.2009 hervorgehoben, die Beklagte 
wäre unzuständig gewesen. Die AOK habe nachweislich Beiträge erhalten und habe auch 
bestätigt, leistungspflichtig zu sein. Von der Beklagten werde erwartet, dass sie nicht nur 
Beiträge erhebe, sondern auch Zahlungen dafür erbringe. Die Stellung eines Strafantrages 
bleibe vorbehalten.  
12  
In der mündlichen Verhandlung vom 28.09.2010 ist für die Klägerin niemand erschienen.  
13  
Die Klägerin beantragt sinngemäß,  
14  
das Urteil des Sozialgerichts München vom 24.09.2008 sowie den Bescheid der Beklagte 
vom 30.12.2004 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 12.05.2005 aufzuheben.  
15  
Der Bevollmächtigte der Beklagten beantragt,  
16  
die Berufung zurückzuweisen.  
17  
Zur Ergänzung des Tatbestandes wird gemäß § 202 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) 
i.V.m. § 540 der Zivilprozessordnung (ZPO) sowie entsprechend § 136 Abs. 2 SGG auf die 
beigezogenen Unterlagen der Beklagten sowie die Gerichtsakten erster und zweiter In-
stanz Bezug genommen.  
 
Entscheidungsgründe 
 
18  
Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung der Klägerin ist gemäß §§ 143, 144 und 
151 SGG zulässig, jedoch unbegründet. Das Sozialgericht München hat die Klage gegen 
den Bescheid vom 30.12.2004 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 12.05.2005 
mit Urteil vom 24.09.2008 zutreffend abgewiesen.  
19  
Soweit hier die Beklagte Leistungen gegenüber dem Klinikum I. der Technischen Universi-
tät M. ohne Verwaltungsakt zu Unrecht erbracht hat, sind diese gemäß § 50 Abs. 2 Satz 1 
SGB X von der Klägerin zu erstatten. §§ 45 und 48 SGB X gelten entsprechend (§ 50 Abs. 
2 Satz 2 SGB X).  
20  
Die Klägerin hat gegenüber der Beklagten von Anfang an keinen Anspruch auf Übernah-
me der Kosten für die stationäre Behandlung und die Hilfsmittelversorgung gehabt. Die 
Klägerin ist in ihrer Eigenschaft als selbständige Unternehmerin nicht versichert gewesen; 
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auch eine freiwillige Versicherung ist von ihr nicht abgeschlossen worden. Das Sozialge-
richt München hat mit rechtskräftigem Urteil vom 20.10.2004 - S 19 KR 164/01 festgestellt, 
dass die Klägerin bei ihrem Ehemann nicht abhängig beschäftigt gewesen ist. Dement-
sprechend scheidet auch ein Versicherungsschutz nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII aus. Un-
abhängig davon hat auch die Klägerin selbst sowohl im Verwaltungsverfahren gegenüber 
der Beklagten wie auch im Verfahren gegenüber der Krankenkasse ausdrücklich bestätigt, 
dass es sich bei dem Unfall vom 11.09.2000 um keinen Arbeits- oder Wegeunfall gehan-
delt hat.  
21  
Gemäß § 50 Abs. 2 Satz 2 SGB X i.V.m. § 45 Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 SGB X ist hier eine 
Rückforderung für die Vergangenheit möglich, weil sich die Klägerin nicht auf Vertrauens-
schutz berufen kann. Denn vorliegend ist die Klägerin nach ihrem eigenen Vortrag im 
Verwaltungsverfahren wie auch im sozialgerichtlichen Verfahren gegenüber der AOK Bay-
ern zu keinem Zeitpunkt davon ausgegangen, dass es sich bei dem Unfall vom 
11.09.2000 um einen in die Zuständigkeit der Beklagten fallenden Arbeits- oder Wegeun-
fall handeln würde. Entsprechend ihrem Schreiben vom 11.06.2001 ist ihr bewusst gewe-
sen, dass es sich nicht um einen Arbeitsunfall gehandelt hat. Zum damaligen Zeitpunkt ist 
die Klägerin vielmehr davon ausgegangen, dass die AOK I. (bzw. AOK Bayern) einstands-
pflichtig sei.  
22  
Letzteres ist jedoch ausweislich des rechtskräftigen Urteils des Sozialgerichts München 
vom 20.10.2004 - S 19 KR 164/01 nicht der Fall gewesen. Ausgehend von dem Zeitpunkt 
der Rechtskraft des vorstehend bezeichneten Urteils kann sich die Klägerin nicht auf die 
Einrede der Verjährung berufen. Denn nach § 50 Abs. 4 SGB X verjährt ein Erstattungs-
anspruch erst vier Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem der Verwaltungsakt, mit 
welchem die zu erstattende Leistung festgesetzt worden ist, unanfechtbar geworden ist. 
Maßgeblich ist hierbei der angefochtene Bescheid vom 30.12.2004 in Gestalt des Wider-
spruchsbescheides vom 12.05.2005. Diese Entscheidungen sind jedoch aufgrund des an-
hängigen Klage- bzw. Berufungsverfahrens noch nicht unanfechtbar geworden, sodass die 
Verjährungsfrist noch nicht in Gang gesetzt worden ist.  
23  
Auch die anzuwendende Jahresfrist des § 45 Abs. 4 Satz 2 SGB X ist gewahrt. Danach 
muss die Rückforderung innerhalb eines Jahres bei Kenntnis der Tatsachen erfolgen, wel-
che die Rückforderung rechtfertigen. Auch insoweit ist auf die Rechtskraft des Urteils des 
Sozialgerichts München vom 20.10.2004 - S 19 KR 164/01 abzustellen. Vorliegend hat die 
Beklagte ab Kenntnis nur knapp zwei Monate benötigt, bis sie mit Bescheid vom 
30.12.2004 die übernommenen Kosten in Höhe von insgesamt 2.258,09 € von der Kläge-
rin zurückgefordert hat.  
24  
Die Beklagte hat auch das ihr nach § 50 Abs. 2 SGB X i.V.m. § 45 Abs. 1 SGB X zuste-
hende Ermessen im Hinblick auf die Ankündigung in dem rechtskräftigen Bescheid vom 
13.12.2000, bereits erbrachte Sozialleistungen zurückzufordern, in nicht zu beanstanden-
der Weise sachgerecht ausgeübt (Schütze in von Wulffen, Sozialverwaltungsverfahren 
und Sozialdatenschutz, 7. Auflage, RdZ 88 - 91 zu § 45 SGB X).  
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25  
Die Klägerin kann sich weiterhin weder auf Vertrauensschutzgesichtspunkte noch auf die 
Grundsätze der Verwirkung berufen. Denn die Beklagte hat bereits mit bestandskräftigem 
Bescheid vom 13.12.2000 die Rückforderung von Leistungen für den Fall ausdrücklich 
angekündigt, dass die übernommenen Leistungen nicht von der Krankenkasse erstattet 
würden.  
26  
In diesem Zusammenhang kann sich die Klägerin auch nicht darauf stützen, dass die AOK 
Bayern nach ihren Angaben Kassenbeiträge erhalten und bestätigt hat, dass eine Mit-
gliedschaft bei ihr bestehe. Denn eine etwaige Beitragsentrichtung an die AOK I. bzw. 
AOK Bayern zur Erlangung von Krankenversicherungsleistungen in der GKV und auch 
etwaige Begrüßungsschreiben derselben haben keine Leistungspflicht der Beklagten als 
Unfallversicherungsträger zur Folge. Vielmehr hat die Klägerin bei wirtschaftlicher Betrach-
tung hier davon profitiert, dass die Beklagte gegenüber dem Klinikum I. der Technischen 
Universität M. in Vorleistung getreten ist und sich zunächst an die AOK Bayern wegen ei-
nes möglichen, aber letztendlich nicht gegebenen Erstattungsanspruches gewandt hat. 
Die hieraus resultierende nicht unerhebliche Zeitverzögerung begründet jedoch keine 
Verwirkung des Erstattungsanspruches der Beklagten. Es fehlt an weiteren besonderen 
Umständen, aufgrund derer die Klägerin hätte darauf vertrauen dürfen, dass die Beklagte 
ihren Erstattungsanspruch nicht mehr geltend machen werde.  
27  
Nach alledem ist die Berufung der Klägerin gegen das Urteil des Sozialgerichts München 
vom 24.09.2008 zurückzuweisen. Die Anwesenheit der Klägerin in der mündlichen Ver-
handlung vom 28.09.2010 ist hierbei nicht erforderlich gewesen (§ 110 Abs. 1 Satz 2 
SGG).  
28  
Die Entscheidung über die Kosten beruht auf §§ 183, 193 SGG.  
29  
Gründe für die Zulassung der Revision sind nicht gegeben (§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 
SGG).  

 


